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Die Hängepartei geht weiter. Nachdem sich Bund und Länder Anfang März aufgrund des Drucks der
Wirtschaft noch eine bunte Mischung von Öffnungsschritten vorgestellt hatten, verkündete das
selbsternannte „Team Vorsicht“ um Kanzlerin Merkel, den bayrischen Ministerpräsidenten Söder
und den Berliner Bürgermeister Müller in der Nacht vom 22. zum 23. März, dass nunmehr auf die
Bremse zu treten sei. Die Corona-Politik, in der Substanz zwar unverändert, sollte einen Schritt in
die andere Richtung machen.

Schließlich befänden wir uns mitten in einer dritten Welle der Pandemie. Stetig steigende
Inzidenzwerte, die Ende März konstant über 100 liegen und mit großer Wahrscheinlichkeit weiter
nach oben gehen werden, belegen das ebenso wie die Veränderungen des Virus selbst. Die weitaus
ansteckendere und lebensbedrohlichere Mutante B. 1.1.7, die sog. britische, wurde auch in
Deutschland zur vorherrschenden.

Vorsicht?

Innerhalb weniger Stunden entpuppte sich „Team Vorsicht“ als „Team Kurzsicht“. Die vor dem
Regierungsgipfel aus dem Hut gezauberte „Osterpause“, die ohnehin nie mehr war als ein unklar
definierter möglicher arbeitsfreier Gründonnerstag, wurde am 24. März aufgrund des Drucks aus
der Wirtschaft, aber auch aus den Reihen der Unionsparteien wieder zurückgezogen.

Dabei sollte eigentlich die sog. „Notbremse“ greifen, sprich ab einem Inzidenzwert von 100 sollen
partielle Öffnungen, die Anfang März auf den Weg gebracht wurden, zurückgefahren werden. Doch
die Osterpause entpuppte sich als schlechter vorgezogener Aprilscherz. Ihre Rücknahme befördert
eine veritable Führungskrise im bürgerlichen Lager. Zum Zeitpunkt der Drucklegung des Artikels
folgte eine weitere Regierungserklärung samt Entschuldigung der Kanzlerin. Ein zusätzlicher Bund-
Länder-Gipfel ist wohl auch geplant.

Während das Kabinett Merkel im Frühjahr 2020, also vor etwas weniger als einem Jahr, wegen
seines erfolgreichen Krisenmanagements in den Meinungsumfragen breite Zustimmung erhielt,
wurde dieser Bonus längst verspielt. Eine Antwort auf die brennenden Fragen der Pandemie wie
auch die sozialen Existenznöte trauen immer weniger Menschen dieser Regierung zu. Zu Recht!

Die Politik von Merkel und Co. erschöpft sich in einem „Weiter so“, das nur neu verpackt wird. So
wurde beim Bund-Länder-Gipfel, sehen wir von der Osterposse ab, der bestehende Lockdown bis
zum 18. April verlängert.

Die Frage der Schließungen der Schulen und Kitas konnte ein Stück weit umschifft werden, da in
diese Zeit ohnehin die Osterferien fallen, diese also für zwei Wochen geschlossen sind.

Umso heftiger umstritten war dafür die Öffnung des Inlandstourismus. Die fünf Küstenländer
wollten hier Sonderregelungen durchsetzen. Auch wenn sie schließlich einlenkten, so verdeutlicht
das Beispiel die „Kontinuität“ des Zickzacks der Corona-Politik. Angesichts der aktuellen
Regierungskrise könnte ein erneuerter Vorstoß zur Öffnung touristischer Einrichtungen durchaus
rasch erfolgen.
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Ursache

Bei der vorherrschenden bürgerlichen Corona-Politik stehen Gesundheitsschutz der Allgemeinheit
und Profitinteressen der Wirtschaft einander gegenüber. Sie verbinden sich zu einem
inkonsequenten, in sich unschlüssigen Ganzen, zu Maßnahmenpaketen, die weder den
Erfordernissen der Bevölkerung nach Gesundheitsschutz und sozialer Absicherung entsprechen
noch die Rufe des Kapitals nach Freiheit des Geschäfts voll befriedigen.

Dass dieser Widerspruch die ganze Politik der Regierung bestimmt, zeigte sich einmal mehr bei den
Beschlüssen des Bund-Länder-Gipfels.

Als die Osterpause, also ein arbeitsfreier Gründonnerstag, verkündet wurde, blieb offen, ob dieser
auch arbeitsrechtlich als Feiertag gelten solle, ob Beschäftigte z. B. im Homeoffice wirklich nicht
arbeiten müssten oder ob der Tag wie alle Feiertage bezahlt werden solle. Ungeklärt war auch, ob
jene, die z. B. im Gesundheitswesen oder im öffentlichen Verkehr arbeiten müssen, Feiertagszulagen
erhalten sollten. Solche „Kleinigkeiten“, die vor allem die Interessen der Lohnabhängigen betreffen,
sollten von der Bundesregierung nachgereicht werden.

Nachdem dieser Tag jetzt vom Tisch ist, wird der Lockdown in bisheriger Form fortgesetzt.
Eingeschränkt werden weiter vor allem jene Bereiche des Lebens, die unsere Freizeit, also die
Regenerationsmöglichkeiten der Menschen betreffen. Zweitens obliegt die Verantwortung für die
Umsetzung der Maßnahmen und für die negativen finanziellen und sozialen Folgen weiter den
Einzelnen, wird im Wesentlichen individualisiert. Wer auf engem Raum leben muss, muss das auch
weiter. Ärmere Familien, Alleinerziehende, Menschen mit pflegebedürftigen Angehörigen müssen
ein Mehr an „Eigenverantwortung“ erbringen. Vor allem Frauen müssen mehr private Hausarbeit
leisten. Die Kinderbetreuung wird den Eltern und hier wiederum vor allem den Frauen aufgehalst.

Während die BürgerInnen regelmäßig und munter zur „Vernunft“ ermahnt werden, der die meisten
ohnedies folgen, bleibt der für die kapitalistische Ökonomie entscheidende Sektor wie seit Beginn
der Pandemie außen vor. Von einem Lockdown in der Industrie, bei den Banken und
Versicherungen, in den Großraumbüros und Schlachthöfen ist längst selbstverständlich keine Rede
mehr. Selbst von den Schutzvorkehrungen, die z. B. für Schulen oder im Einzelhandel verpflichtend
sind (Masken, Mindestabstand), werden die industrielle Produktion, aber auch ein bedeutender Teil
der Angestelltentägigkeiten (z. B. Großraumbüros) bis heute ausgenommen.

Tests wie für Schulen gibt es für Industriekonzerne nur auf freiwilliger Basis und, wie z. B. bei BMW
in Leipzig, nur für die Stammbelegschaft. Für die LeiharbeiterInnen, immerhin rund 50 % der dort
Arbeitenden, erklärt sich der Konzern als nicht zuständig. Der Osterlockdown stellt also in den
entscheidenden Bereichen der kapitalistischen Mehrwertproduktion reine Augenwischerei dar.
Diese sind und bleiben ausgenommen von allen Schließungen, ja selbst von üblichen
Hygienevorschriften.

Neu sind an der aktuellen Lage aber zwei Dinge: Erstens hat sich die Gesundheitskrise zu einer
politischen Krise entwickelt, wie auch die Wahlergebnisse in Baden-Württemberg und Rheinland-
Pfalz zeigen. Zweitens droht die anhebende dritte Welle der Pandemie trotz der Impfung der über
80-Jährigen, Tausende weitere Tote zu fordern.

Linke Alternative

Eine linke Politik zur Pandemie- und Krisenbekämpfung wird angesichts dieser drohenden
Katastrophe dringender denn je. Sie müsste genau dort ansetzen, wo die Politik im Interesse des
Kapitals haltmacht: bei der Forderung nach zeitweiliger Schließung aller für die tägliche



Reproduktion nicht essentiellen Bereich der Ökonomie, um die Infektionszahlen zu drücken und
damit die Zahl der Erkrankungen, langer und ernster Folgeschäden sowie hunderter Toter pro Tag
massiv zu reduzieren und auf null zu bringen.

Dies hätte zugleich den Vorteil, dass wir nicht in der Situation eines zermürbenden Dauerlockdowns
leben müssten, der Millionen vor die Alternative Gesundheit oder Sicherung der Existenz stellt. Ein
solidarischer Lockdown würde, nebenbei bemerkt, nach einem zeitweiligen Herunterfahren der
Wirtschaft also sehr viel allgemeinere und kontrollierte Öffnungsmöglichkeiten bieten. Hinzu
kommt, dass er auch mit einer Ausweitung gesellschaftlich notwendiger bezahlter
Reproduktionsarbeit einhergehen müsste – also Sicherung der Betreuung Pflegedürftiger, Ausbau
des Gesundheitswesens, Öffnung von Schulen und Kitas und ihr Betrieb in kleineren
Gruppen/Klassen, so dass die Eltern nicht nur dann entlastet werden, wenn sie arbeiten müssen.

Die Politik des solidarischen Lockdowns, wie sie die Initiative #ZeroCovid vertritt, stellt eine
substantielle, grundlegend andere Strategie als jene der Bundesregierung, aller Kapitalverbände,
der liberalen ÖffnungsfanatikerInnen und der rechten Corona-LeugnerInnen dar.

Sie würde die zeitweilige europaweite Schließung aller nicht essentiellen Bereiche unter Kontrolle
der Beschäftigen und Gewerkschaften mit der Forderung nach sozialer Absicherung für alle, dem
Ausbau des Gesundheitswesens, dem Ende privater Verfügungsgewalt über die Impfstoffproduktion
und -verteilung sowie nach Finanzierung dieser Maßnahmen durch die Besteuerung der Gewinne
und großen Vermögen verbinden.

Liberale und Rechte

Das Dramatische an der aktuellen Lage besteht einerseits darin, dass sich die Pandemie bei den
gegenwärtigen Maßnahmen weiter ausbreiten wird. Andererseits ist auch offen, wer, welche
gesellschaftliche Kraft angesichts der Schwäche der Regierung das Kräfteverhältnis zu ihren
Gunsten verändern wird.

Angesichts der Entwicklung der letzten Monate hoffen die bürgerlich-liberalen
ÖffnungsfanatikerInnen, die nach noch mehr Freiheit des Kapitals schreien, die Lage nach ihren
Vorstellungen nutzen zu können. Ihr Rezept lautet: Testen, Öffnen, Impfen und vor allem
„Eigenverantwortung“.

Seit Monaten trommeln bürgerliche Blätter, vor allem aber die Unternehmerverbände inklusive
deren wirtschafts- und sozialwissenschaftlicher Institute, dass wir „mit dem Virus leben“ lernen
müssten. In einer einflussreichen Studie des Instituts der Deutschen Wirtschaft wird die
Inkaufnahme des Todes zu einer gesellschaftlichen Herausforderung stilisiert: „Das ist
gesellschaftlich herausfordernd, weil es so etwas wie virus-spezifische Bereitschaft und Fähigkeit
einfordert, mit begrenzten gesundheitlichen Folgen und begrenzter Sterblichkeit zurechtzukommen,
diese auszuhalten.“ (Bardt/Hüther, Aus dem Lockdown ins Normal, S. 10)

Diese pseudo-philosophische Rechtfertigung des Sozialdarwinismus dient vor allem
Unternehmerverbänden, der FDP und anderen ÖffnungstrommlerInnen zur ideologischen
Verklärung ihrer Politik.

Die AfD, rechte Corona-LeugnerInnen, QuerdenkerInnen und VerschwörungstheoretikerInnen aller
Art halten sich bei solchen Erwägungen erst gar nicht auf. Die Krise treibt ihnen vor allem
AnhängerInnen aus dem KleinbürgerInnentum und den Mittelschichten zu, selbst wenn ihre
vollständige Ignoranz gegenüber der Pandemie viele (noch) abschrecken mag. Wie die
Demonstration von 20.000 Menschen in Kassel gezeigt hat, formiert die Rechte zur Zeit diese



gesellschaftliche Verzweiflung zu einer politischen Kraft, zu einer reaktionären, kleinbürgerlichen
Massenbewegung, die die Pandemie zur Ausgeburt einer „Merkel-Diktatur“ oder einer
Verschwörung von Gates und Soros verkehrt. Der drohende Ruin dieser Schichten in Zeiten von
Pandemie und Krise wird von den Rechten auf eine Scheinursache gelenkt. Der grundlegende
Irrationalismus der Bewegung gerät zur ideologischen Rechtfertigung ihrer Pseudo-Radikalität.

Und die Linke?

Angesichts dieser Lage sind Initiativen wie #ZeroCovid in den letzten Wochen in eine
gesellschaftliche Defensive geraten, obwohl sie eine solidarische Strategie im Interesse der Masse
der Bevölkerung vertreten. Die zunehmenden Infektions- und Sterbezahlen mögen die
vorherrschende Stimmung zwar ändern, zugleich wird sich jedoch auch die reaktionäre Kritik an
jeder Politik zur Bekämpfung der Pandemie wie die der sog. QuerdenkerInnen radikalisieren.

Grundsätzlich aber muss die Initiative ihre Forderungen beibehalten und zugleich gezielt versuchen,
die ArbeiterInnenbewegung und die Linke aus ihrer Passivität angesichts der Pandemie zu reißen.
Dazu soll #ZeroCovid ihre Schwerpunktsetzung klarer bestimmen und ihre Politik konkretisieren.

Wir müssen gerade in den Gewerkschaften, in sozialen Bewegungen weiter für den solidarischen
Lockdown eintreten, für eine Politik, die Gesundheitsschutz und den Kampf gegen die Lasten von
Pandemie und Krise und deren Abwälzung auf die Bevölkerung miteinander verbindet. Die
Verschlechterung der Lage setzt die Forderung nach einem europaweiten „solidarischen Shutdown“
auf die Tagesordnung, wenn wir Gesundheitsschutz und soziale Sicherheit durchsetzen wollen.

Eine an den Interessen der Masse der Menschen orientierte Politik zur Bekämpfung der Pandemie
muss also eine Klassenpolitik sein. Sie kann nur durch Mobilisierungen gegen Kapital, Regierungen
und politische Rechte, durch eine gesellschaftliche Bewegung erkämpft werden, die in den
Betrieben, an Schulen und Unis, im öffentlichen Dienst, in den Krankenhäusern, in den
Wohnvierteln, in Stadt und Land verankert ist.

Ideologischer Kampf

Die Hinnahme einer „akzeptablen“ Zahl von Toten als „gesellschaftliche Leistung“ durch
(neo)liberale, konservative oder rechte IdeologInnen des Kapitals, das rechtspopulistische Gerede
von der Corona-Diktatur oder die Verklärung des freien Warenverkehrs zur Freiheit schlechthin
verdeutlichen, dass der Kampf um die Corona-Politik auch auf ideologischer Ebene eine Form des
Klassenkampfes darstellt. Es gilt, die Menschenverachtung und den Zynismus all jener zu entlarven,
die von der Rückkehr zu einer Normalität sprechen und damit die Bevölkerung darauf einstimmen
wollen, den Tod Tausender in Deutschland und von Millionen weltweit als Normalzustand in Kauf zu
nehmen.

Vor allem aber gilt es darzulegen, worin der Zweck dieser barbarischen Unternehmung besteht:
nämlich in der Verbreitung der Vorstellung, dass es keine Alternative zur Akzeptanz einer solchen
Politik gebe. Wir müssen daher nicht nur verdeutlichen, dass hinter den Kosten der bürgerlichen
Freiheit die Interessen des Kapitals zum Vorschein kommen. Wir müssen auch klarmachen, dass es
bei der Frage der Corona-Politik, der Durchsetzung eines solidarischen Shutdowns im Interesse der
ArbeiterInnenklasse auch um die Frage geht, welche soziale Kraft, welche Klasse die Gesellschaft
selbst so reorganisiert, dass die Bekämpfung der Pandemie nicht mehr als Gegensatz zur „Freiheit“
erscheint. Dies erfordert, den Kampf um die Forderungen von #Zero-Covid im größeren Kontext des
revolutionären Kampfes um die Enteignung des Kapitals und die Errichtung einer globalen,
demokratischen Planwirtschaft zu begreifen.


